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Zu den Entwürfen der Neufassung der Sicherheitsüberprüfungsfeststellungsverordnung 

(SÜFV) sowie der 1. SÜFV-ÄnderungsV und insbesondere zu § 23 Abs. 2 SÜFV-E; Beschrän-

kung auf Absender und Beförderer gefährlicher Güter nimmt der DSLV wie folgt Stellung: 

Der DSLV begrüßt grundsätzlich Bestrebungen, bestehende Regelungen auf ihre Erforderlich-

keit zu überprüfen und unnötige bürokratische Belastungen abzubauen. Deregulierung darf 

jedoch nicht zu Wertungswidersprüchen innerhalb des bestehenden Rechtsrahmens führen 

und muss sich an den ursprünglichen Zielen der jeweiligen Gesetzgebung messen lassen. 

Vor diesem Hintergrund begegnet die vorgesehene Neufassung des § 23 Nr. 2 SÜFV erhebli-

chen Bedenken. 

Der Referentenentwurf beschränkt den Kreis der als lebenswichtige Einrichtungen einzustu-

fenden Unternehmen künftig auf Unternehmen, die als Absender oder Beförderer gefährli-

cher Güter tätig sind und in denen Sicherungspläne nach Unterabschnitt 1.10.3.2 

ADR/RID/ADN verantwortlich erstellt werden, oder die Zugang zu diesen Sicherungsplänen 

haben. Als Begründung wird angeführt, dass nur solche Einrichtungen erfasst werden sollen, 

deren Beeinträchtigung aufgrund ihrer betrieblichen Eigengefahr die Gesundheit oder das Le-

ben großer Teile der Bevölkerung erheblich gefährden könne. Neben weiteren Beteiligten sol-

len Unternehmen, die Gefahrgut lediglich in Empfang nehmen oder lagern, hingegen aus dem 

Anwendungsbereich herausfallen. Diese Argumentation überzeugt weder aus sicherheits-

rechtlicher noch aus gefahrgutrechtlicher Sicht. 

Abkehr vom ursprünglichen Schutzzweck des SÜG 

Das Sicherheitsüberprüfungsgesetz verfolgt seit seiner Erweiterung durch das Terrorismusbe-

kämpfungsgesetz das Ziel des vorbeugenden personellen Sabotageschutzes. Geschützt wer-

den sollen lebenswichtige Einrichtungen vor sogenannten Innentätern, die aufgrund ihrer 

Stellung innerhalb eines Unternehmens die Möglichkeit besitzen, Anschläge zu begehen oder 

hierbei Unterstützung zu leisten. Die bestehenden Regelungen zielen demnach auf die Ver-

hinderung des Missbrauchs gefährlicher Güter zu terroristischen Zwecken ab.  

Entscheidend war bislang daher nicht allein die aktive Durchführung einer Beförderung, son-

dern allein der Zugang zu Informationen und Gefahrenpotenzialen, die einen Missbrauch ge-

fährlicher Güter mit hohem Gefahrenpotenzial (HCDG, High Consequence Dangerous Goods) 

ermöglichen können! Dieses Risiko besteht jedoch entlang der gesamten Beförderungskette 

und endet weder beim Verlader noch beginnt es erst beim Beförderer. 

Die Begründung des Entwurfs verkennt die tatsächlichen Risikoträger 

Besonders kritisch ist die Annahme, ausgerechnet Absender und Beförderer seien die maß-

geblichen Träger der betrieblichen Eigengefahr. 

Der gefahrgutrechtliche Absender ist keineswegs zwingend der Produzent oder tatsächliche 

Besitzer des Gefahrguts. Nach der Definition des Übereinkommens über die internationale 

Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße (ADR) ist Absender das Unternehmen, das 
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selbst oder für einen Dritten gefährliche Güter versendet. In der Praxis handelt es sich häufig 

um Speditionen oder Logistikdienstleister, die die Beförderung rein organisatorisch veranlas-

sen, ohne jemals physischen Zugriff auf das Gefahrgut zu haben. Der Absender kann demnach 

auch ein Speditionsunternehmen sein, das Gefahrguttransporte lediglich organisiert oder ver-

anlasst, ohne selbst physischen Zugriff auf die Güter zu haben. Gerade bei Gefahrgütern mit 

hohem Gefahrenpotenzial erfolgt die tatsächliche Bereitstellung, Lagerung, Verladung und Be-

förderung regelmäßig durch andere Beteiligte der Transportkette. Die betreffenden Speditio-

nen kommen mit diesen Gütern weder physisch in Kontakt noch verfügen ihre Beschäftigten 

über die Möglichkeit, unmittelbar auf das Gefahrgut einzuwirken. 

Hinzu kommt, dass die vorgesehenen Differenzierungen nicht der Realität moderner Logistik-

ketten entsprechen. Die Rollen der Beteiligten nach dem ADR dienen primär der Zuweisung 

gefahrgutrechtlicher Verantwortlichkeiten und erlauben für sich genommen keine belastbare 

Aussage über das tatsächliche Sicherheitsrisiko eines Unternehmens oder seiner Beschäftig-

ten. Die Beibehaltung der Sicherheitsüberprüfungspflicht allein aufgrund der formalen Stel-

lung als Absender würde daher an ein rechtliches Etikett anknüpfen, nicht jedoch an eine kon-

krete Gefährdungslage. 

Der eigentliche Umgang mit dem Gefahrgut erfolgt hingegen regelmäßig durch 

◼ Auftraggeber des Absenders, 

◼ Verpacker, 

◼ Befüller, 

◼ Verlader, 

◼ Entlader oder 

◼ Empfänger. 

Diese Beteiligten verfügen nicht nur über detaillierte Kenntnisse der Stoffe, ihrer Eigenschaf-

ten und Mengen, sondern häufig auch über unmittelbaren physischen Zugriff auf die Gefahr-

güter. 

Wer ein HCDG-Gut herstellt, verpackt, befüllt, verlädt, entlädt oder weiterverarbeitet, besitzt 

faktisch ein erheblich größeres Potenzial für Diebstahl, Manipulation, Sabotage oder miss-

bräuchliche Verwendung als ein rein organisatorisch tätiger Absender. 

Gerade die vom Entwurf künftig ausgenommenen Beteiligten verfügen oftmals über die um-

fassendsten Kenntnisse hinsichtlich 

◼ Stoffart, 

◼ Menge, 

◼ Lagerort, 

◼ Verwendungszweck, 

◼ Versandzeitpunkt, 

◼ Transportweg und 

◼ möglichen Einsatzmöglichkeiten. 
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Fehlende Systematik der vorgesehenen Beschränkung 

Die vorgeschlagene Regelung führt zu dem paradoxen Ergebnis, dass die Unternehmen mit 

dem größten Informationsstand und oftmals dem unmittelbarsten Zugriff auf das Gefahrgut 

von den Anforderungen des SÜG befreit werden, während insbesondere Speditionen und Be-

förderer weiterhin den gesamten organisatorischen Aufwand tragen müssen. 

Betroffen blieben insbesondere: 

◼ Registrierungspflichten beim BMWE, 

◼ Bestellung von Sabotageschutzbeauftragten, 

◼ Benennung von Stellvertretungen, 

◼ Anmeldung zu Sicherheitsüberprüfungen, 

◼ Verwaltungs- und Dokumentationspflichten. 

Gleichzeitig würden Industrieunternehmen, Hersteller, Chemieunternehmen und andere Auf-

traggeber des Absenders von diesen Pflichten entlastet, obwohl sich an ihren gefahrgutrecht-

lichen Verpflichtungen nichts ändert. Eine nachvollziehbare sicherheitspolitische Begründung 

hierfür enthält der Referentenentwurf nicht. 

Auffällig ist vielmehr, dass die amtliche Begründung ausdrücklich auf eine Verringerung von 

rund 3.500 Sicherheitsüberprüfungen und entsprechende Entlastungen bei Wirtschaft und 

Verwaltung abstellt. Die vorgeschlagene Änderung erscheint damit primär fiskalisch und ver-

waltungsökonomisch motiviert, nicht jedoch durch eine veränderte Gefahrenbewertung. 

Fortbestehende Sicherheitsanforderungen nach Kapitel 1.10 ADR/RID/ADN 

Unabhängig von der Frage, ob und in welchem Umfang die Regelungen des vorbeugenden 

personellen Sabotageschutzes nach SÜG und SÜFV künftig auf Unternehmen der Gefahrgut-

logistik Anwendung finden sollen, bleibt festzuhalten, dass für die Beförderung gefährlicher 

Güter mit hohem Gefahrenpotenzial bereits seit dem Jahr 2005 ein umfassendes eigenständi-

ges Sicherungsregime (Security-Anforderungen) nach Kapitel 1.10 ADR/RID/ADN besteht. Die-

ses verfolgt ausdrücklich das Ziel, den Missbrauch gefährlicher Güter zu terroristischen Zwe-

cken sowie Diebstahl und sonstige sicherheitsrelevante Eingriffe zu verhindern. 

Die Sicherheitsanforderungen des Gefahrgutrechts gelten dabei unmittelbar für die an der 

Beförderung beteiligten Unternehmen und erfassen nicht nur Beförderer und Absender, son-

dern sämtliche Beteiligte der Beförderungskette, soweit deren Tätigkeiten hiervon betroffen 

sind. Nach Unterabschnitt 1.10.3.2 ADR/RID/ADN sind insbesondere Sicherungspläne einzu-

führen und tatsächlich anzuwenden.  

Diese Sicherungspläne umfassen unter anderem 

◼ die Zuweisung konkreter Sicherungsverantwortlichkeiten, 

◼ die Erfassung der betroffenen Gefahrgüter mit hohem Gefahrenpotenzial, 

◼ die systematische Bewertung von Sicherungsrisiken, 

◼ die Festlegung organisatorischer und technischer Schutzmaßnahmen, 
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◼ Sicherungsunterweisungen und Sensibilisierung von Beschäftigten, 

◼ Verfahren zur Meldung von Sicherheitsvorfällen, 

◼ regelmäßige Überprüfung und Aktualisierung der Sicherungsmaßnahmen sowie 

◼ Maßnahmen zum Schutz sicherheitsrelevanter Informationen und zur Beschränkung 

des Zugangs zu diesen Informationen. 

Darüber hinaus bestehen bereits umfangreiche Anforderungen hinsichtlich der Identitätsfest-

stellung von Beförderern und Fahrzeugbesatzungen, der Zugangssicherung zu Gefahrgutbe-

reichen, der Kontrolle von Umschlag- und Lagerprozessen, der Absicherung von Transporten 

sowie der Meldung sicherheitsrelevanter Ereignisse an die zuständigen Behörden. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die grundsätzliche Frage, ob neben diesen spezialgesetzli-

chen, unmittelbar auf die tatsächlichen Gefahren des Umgangs mit Gütern mit hohem Gefah-

renpotenzial zugeschnittenen gefahrgutrechtlichen Sicherungsvorschriften zusätzliche perso-

nelle Sicherheitsüberprüfungen nach SÜG und SÜFV heute überhaupt noch erforderlich sind. 

Jedenfalls erscheint es nicht sachgerecht, solche Anforderungen künftig ausschließlich für Ab-

sender und Beförderer aufrechtzuerhalten, während andere Beteiligte mit vergleichbarem 

oder sogar größerem Informationsstand und unmittelbarem Zugriff auf die Gefahrgüter voll-

ständig aus dem Anwendungsbereich herausgenommen werden sollen. 

Schlussfolgerung 

Wenn der Verordnungsgeber nunmehr selbst zu dem Ergebnis gelangt, dass für einen Groß-

teil der bislang erfassten Beteiligten die Voraussetzungen einer lebenswichtigen Einrichtung 

nicht mehr vorliegen, spricht dies dafür, die Verpflichtung zur Durchführung von Sicherheits-

überprüfungen im Bereich der Sicherungspläne nach Kapitel 1.10 ADR/RID/ADN insgesamt 

zu hinterfragen. Die ohnehin bestehenden gefahrgutrechtlichen Security-Anforderungen 

nach 1.10 ADR/RID/ADN gewährleisten bereits seit vielen Jahren ein hohes Sicherheitsni-

veau. Eine Beschränkung der SÜG-Pflichten ausschließlich auf Absender und Beförderer er-

scheint vor diesem Hintergrund weder sicherheitspolitisch erforderlich noch systematisch 

überzeugend. 

Der DSLV fordert daher, auf die vorgesehene Beschränkung der Sicherheitsüberprüfungs-

pflicht auf Absender und Beförderer zu verzichten. Sollte der Verordnungsgeber an seiner 

geänderten Risikobewertung festhalten, sollte dies konsequenterweise zur vollständigen 

Aufhebung von § 23 Nr. 2 SÜFV (neu) bzw. des bestehenden § 18 Nr. 3 SÜFV führen. In der 

Folge wäre eine Sicherheitsüberprüfung nach dem SÜG aufgrund der Erstellung oder des Zu-

gangs zu Sicherungsplänen nach Kapitel 1.10 ADR/RID/ADN für keinen der Beteiligten mehr 

erforderlich und angesichts der bereits bestehenden Sicherungsanforderungen des Kapitels 

1.10 ADR/RID/ADN entbehrlich. 

 

---------------------------------------- 
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Verbandsstruktur, Leistungsprofil und Leitlinien 

 

Als Spitzen- und Bundesverband vertritt der DSLV über 15 regionale Landesverbände die ver-

kehrsträgerübergreifenden Interessen der deutschen Speditions- und Logistikunternehmen. 

Diese sind mit insgesamt 600.000 Beschäftigten und einem jährlichen Branchenumsatz von 

123 Milliarden Euro ein wesentlicher Teil des drittgrößten Wirtschaftsbereichs Deutschlands 

(Stand: Oktober 2025). 

Die Mitgliederstruktur des DSLV reicht von global agierenden Logistikkonzernen über inhaber-

geführte Speditionshäuser mit eigenen LKW-Flotten sowie Befrachter von Binnenschiffen und 

Eisenbahnen bis hin zu See-, Luftfracht-, Zoll- und Lagerspezialisten. 

Speditionen stärken die funktionale Verknüpfung sämtlicher Verkehrsträger. Die Verbandspo-

litik des DSLV wird daher maßgeblich durch die verkehrsträgerübergreifende Organisations- 

und Steuerungsfunktion des Spediteurs bestimmt. 

Der DSLV ist politisches Sprachrohr und zentraler Ansprechpartner für die Bundesregierung, 

die Institutionen von Bundestag und Bundesrat sowie für alle relevanten Bundesministerien 

und -behörden im Gesetzgebungs- und Gesetzumsetzungsprozess, soweit Logistik und Güter-

beförderung betroffen sind. 

Gemeinsam mit seinen Landesverbänden ist der DSLV Berater und Dienstleister für die Spedi-

tions- und Logistikunternehmen. Die Landesverbände vertreten die Branche als Arbeitgeber-

verbände und Sozialpartner in regionalen Tarifangelegenheiten. 

Der DSLV ist Mitglied des Europäischen Verbands für Spedition, Transport, Logistik und Zoll-

dienstleistung (CLECAT), der Internationalen Föderation der Spediteurorganisationen (FIATA), 

sowie assoziiertes Mitglied der Internationalen Straßentransport-Union (IRU). Über diese in-

ternationalen Netzwerke nimmt der DSLV Einfluss auf die Entwicklung des EU-Rechts und auf 

internationale Übereinkommen der UN, der WTO, der WCO, u. a. 

Die Mitgliedsunternehmen des DSLV bekennen sich zu den Zielen der Sozialen Marktwirt-

schaft und der Europäischen Union. 

 


